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Bericht der Bundesregierung 

zu dem vom Deutschen Bundestag am 26. Februar 1958 gefaßten Beschluß 
gemäß Umdruck 14 zur Beratung der Großen Anfrage der Fraktionen 
der CDU/CSU r DP — Drucksache 72 — betreffend Räumung von Lagern 
und Notunterkünften durch Wohnungsbau 


Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Februar 1958 war in seinem vollen Umfang am 
24. April 1958 Gegenstand eingehender Beratung 
und Verständigung mit den für das Bau-, Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zuständigen Ministern 
(Senatoren) der Länder. Die Ergebnisse dieser Sit- 
zung sind im vorliegenden Bericht berücksichtigt 
worden. 

Zu Punkt 1 des Beschlusses 

In Buchstabe a wird die Bundesregierung ersucht, 
im Einvernehmen mit den Ländern den raschen Ab- 
fluß und sofortigen Einsatz aller bereitgestellten 
und im Rechnungsjahr 1958 bereitzustellenden 
Bundesmittel für SBZ- und Aussiedlerprogramme * 
sicherzustellen. 

Der sofortige Einsatz der Bundesmittel, d. h. ihre 
schnelle Verteilung an die Länder, hängt, wie be- 
reits am 26. Februar 1958 dem Hohen Hause vor- 
getragen, wesentlich von den Einsatzbedingungen 
und dem Einvernehmen über sie ab, unter denen 
diese Mittel zu bewilligen sind. Bekanntlich hatte 
das Baujahr 1957 erhebliche Stockungen im Ablauf 
der Wohnungsbaumaßnahmen mit sich gebracht. 
Ein ausschlaggebender Schritt zur Behebung dieser 
Stockungen bestand in dem „Kanzlerangebot" vom 
6. August 1957, das von den Ministerpräsidenten 
der Länder am 3. Dezember 1957 angenommen 
wurde. 

Kurz nach dem Zustandekommen dieser Verein- 
barung, nämlich am 19. Dezember 1957, wurden die 
Gelder, die zur teilweise wiederholten Aufstockung 
der am 4. Oktober 1956 und 27. Februar 1957 be- 
reitgestellten Haushaltsmittel 1957 erforderlich 
waren, in Höhe von rd. 101 Mio DM und die zur 
vollen Berücksichtigung der Mehrankömmlinge der- 
jenigen des Rechnungsjahres 1956 noch notwendi- 
gen rd. 114 Mio DM auf die Länder verteilt. Wei- 
tere rd. 865 Mio DM wurden den Ländern am 
30. Mai 1958, und zwar für die Zuwanderer und 
Aussiedler des Rechnungsjahres 1957, zur Verfü- 
gung gestellt, davon rd. 61 Mio DM zu Lasten des 
Haushaltsansatzes 1958 und rd. 804 Mio DM auf 
Grund von Bindungsermächtigungen. Mit Rücksicht 
auf die Haushaltslage konnte die Hälfte des letzt- 
genannten Betrages zur Bewilligung durch die Län- 
der erst vom 1. Oktober 1958 ab freigegeben wer- 
den. Inzwischen sind jedoch über diese 804 Mio DM 
hinaus auf Grund von Einzelanträgen der Länder 
Niedersachsen, Baden-Württemberg und Rheinland- 
Pfalz weitere Beträge in Höhe von insgesamt 


226 Mio DM zugunsten der Zuwanderer und Aus- 
siedler des Rechnungsjahres 1958 zugeteilt worden 
mit der Maßgabe, daß entsprechende Bewilligungen 
ab sofort ausgesprochen werden können. Das Land 
Nordrhein-Westfalen hat darüber hinaus im Vor- 
griff auf die für das Rechnungsjahr 1959 zu erwar- 
tenden Bundesmittel rd. 9000 Wohnungen für den 
gleichen Personenkreis aufgelegt, so daß der Woh- 
nungsbau für über ein Drittel der im Rechnungs- 
jahr 1958 eingewiesenen oder noch einzuweisenden 
Personen bereits angelaufen ist. 

Die vom Bund im Jahre 1958 bisher zur Verpla- 
nung und Bewilligung verteilten Mittel sind damit 
auf rd. 1100 Mio DM gestiegen, während sich die 
Bereitstellungen, die auf dem Ansatz bzw. den 
Bindungsermächtigungen des Haushaltsplans 1958 
beruhen, sogar auf insgesamt 1306 Mio DM be- 
laufen. 

Die Tatsache, daß die oben genannten drei Länder 
bereits bis Ablauf des ersten Rechnungshalbjahres 
1958 um eine Erhöhung ihrer Bewilligungskontin- 
gente nachgesucht haben und die anderen Länder 
bis zum Ende des Rechnungsjahres ebenfalls mit 
einer vollen Ausschöpfung ihrer Bewilligungsrah- 
men rechnen, beweist, daß die Erwartungen, die 
die Bundesregierung mit ihrer Erklärung vom 
26. Februar 1958 in die sogenannte Kanzlerlösung 
setzte, sich voll erfüllt haben. Es kommt hinzu, daß 
auch die in der zitierten Zustimmungserklärung 
des Herrn Hessischen Ministerpräsidenten vom 
3. Dezember 1957 noch angesprochene Verzinsungs- 
frage für die Sondermittel des Bundes inzwischen 
in Übereinstimmung mit den Ländern befriedigend, 
nämlich im Sinne von § 19 Abs. 3 Sätze 2 und 3 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, gelöst worden 
ist. 

Der Abfluß der Mittel setzt normalerweise ihre 
Bewilligung an die letzten Darlehnsnehmer voraus, 
d. h. abgesehen von den weiter unten erwähnten 
Vor- und Zwischenfinanzierungsmöglichkeiten des 
Bundes und der Länder. Die Bewilligung ist we- 
sentlicher Mitbestimmungsgrund für die Schnellig- 
keit des Abflusses und der einzige Vorgang, durch 
den die Verwaltung auf ihn Einfluß nehmen kann, 
über den Bewilligungsfortgang auf Grund der vor- 
genannten Mittelausschüttungen, die von mir nach 
der Gesamtzahl der Bereitstellungen als 10. 
(114 Mio DM vom 19. Dezember 1957) und 11. 
(865 Mio DM vom 30. Mai 1958) Programm geführt 
werden, liegen bereits zum 30. September 1958 
recht günstige Meldungen vor, wie der folgende 
Überblick verdeutlicht. 
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Bei den von dem Stau betroffenen Maßnahmen 
handelt es sich im wesentlichen um das 6. und 9. 
Programm, für welche in der Zeit vom 5. März 1956 
(233,5 Mio DM) bis 27. Februar 1957, insgesamt 
rd. 683 Mio DM für 82 477 Wohnungen bereit- 
gestellt wurden. Hiervon waren am 30. September 
1957, also 19 Monate nach der ersten, 7 Monate 
nach der letzten Verteilung, für 43 639 Wohnungen, 
das sind etwa 53 v. H., noch keine Bewilligungen 
ausgesprochen, während zum gleichen Zeitpunkt 
das Bewilligungssoll aller früheren Programme 
nahezu vollständig erfüllt war. Praktisch bedeutet 
das, daß die letzten Bewilligungen aus Mitteln ge- 
schahen, deren Verteilung ein ganzes Jahr zurück- 
lag. Es liegt auf der Hand, daß der Auszahlungs- 
rückstand an dem genannten Termin den Satz von 
53 v. H. der Mittel noch weit überstieg. 

Der Bewilligungsrückstand im Rahmen der ge- 
nannten Programme betrug am 31. März 1958 noch 
18 200 Wohnungen, das sind etwa 22 v. H., nach- 
dem sich die für das 6. bis 9. Programm bereit- 
gestellten Mittel durch die Aufstockung vom 
19. Dezember 1957 noch um 101 Mio DM auf 784 
Mio DM erhöht hatten. Nach dem Stand vom 
30. September 1958 hat sich dieser Bewilligungs- 
rückstand weiter auf 5207 Wohnungen = 6 v. H. 
vermindert, was bedeutet, daß in dem Zeitraum 
vom 1. Oktober 1957 bis 30. September 1958 allein 
im Rahmen der genannten Programme Bewilligun- 
gen für 38 432 Wohnungen ausgesprochen worden 
sind. 

Günstiger war noch, wie schon angedeutet, die seit. 
Jahresende 1957 gleichzeitig laufende Entwicklung 
im 10. und 11. Programm, die am 19. Dezember 
1957 mit 114 Mio DM Bundesmitteln für 11550 
Wohnungen und am 30. Mai 1958 mit 865 Mio DM 
Bundesmitteln für 71 862 Wohnungen finanziert 
worden sind. Aus dem ersten dieser beiden Pro- 
gramme waren am 30. Juni 1958, also wenig mehr 
als 6 Monate nach der Verteilung der Mittel, be- 
reits 7079 — 61,3 v. H. der Wohnungen bewilligt, 
was einen Betrag von etwa 70 Mio DM Bundesmit- 
teln entspricht. Am 30. September 1958 waren es 
8511 Wohnungen mit 85 Mio DM (= etwa 75 v. H.). 

Noch bemerkenswerter ist das Bewilligungsergeb- 
nis im 11. Programm, wo bereits 1 Monat nach 
der Mittelverteilung 8863 Wohnungen bewilligt 
und damit rd. 105 Mio DM Bundesmittel gebunden 
waren. Am 30. September 1958 waren es 33 287 
Wohnungen mit rd. 402 Mio DM (= rd. 47 v. H.). 
Diese außerordentlich rasche Entwicklung ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß den Ländern mit 
der Vereinbarung über die jeweils in Betracht 
kommende Höhe der Mittel die Gelegenheit zur 
Vorwegplanung gegeben worden ist. 

Der Bewilligungsfortgang im Wohnungsbau für 
Zuwanderer und Aussiedler in der Zeit vom 1. Ok- 
tober 1957 bis 30. September 1958 beläuft sich so- 
mit insgesamt auf rd. 80 230 Wohnungen, in den 
ersten 9 Kalendermonaten 1958 davon allein auf 
67 590 Wohnungen. 

Zur Verdeutlichung seien die monatlichen Durch- 
schnittszahlen der Wohnungen in den Jahren seit 
1954 angegeben, für die Bundesmittel bewilligt 


wurden. Im Jahre 1954 waren es 1500 Wohnungen 
monatlich, 1955: 2000 Wohnungen, 1956: 2600 und 
1957: 2900. Im ersten Halbjahr 1958 stieg die Zahl 
auf monatlich 5800 Wohnungen, im Juli waren es 
bereits 9400, im August 11 600 und endlich im Sep- 
tember 11 800. 

Zu diesem Punkte ist abschließend zu erwähnen, 
daß die Bundesregierung als weitere Maßnahmen 
zur Sicherung des raschen Einsatzes und Abflusses 
der Mittel im Einvernehmen mit den Ländern einen 
kleinen Betrag von 1,5 Mio DM zur Zinsverbilli- 
gung von Mitteln bereitgestellt hat, die von der 
Deutschen Bau- und Bodenbank am Kapital- oder 
Geldmarkt beschafft und zur Vor- und Zwischen- 
finanzierung des Grundstückserwerbs im Rahmen 
des Wohnungsbaues für Zuwanderer und Aussied- 
ler ausgeliehen werden sollen. — In Verbindung 
mit dieser Vor- und Zwischenfinanzierungsmaß- 
nahme habe ich die Länderminister auf der Konfe- 
renz vom 24. April 1958 und bei mehreren späteren 
Anlässen darum gebeten, von den Vorfinanzie- 
rungsmöglichkeiten nach § 42 Abs. 5 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes weitgehend Gebrauch zu 
machen und dadurch die Anstrengungen des Bun- 
des zur Vorfinanzierung des Baulanderwerbs zu 
ergänzen. Einzelne Länder haben dem entsprochen. 

In Buchstabe b des Punktes 1 wird die Bundes- 
regierung um einen Unterbringungsnachweis so- 
wohl in zahlenmäßiger als auch in qualitativer Hin- 
sicht ersucht. Die hierbei als Ausgangspunkte für 
den zahlenmäßigen Nachweis erwähnten Unter- 
lagen nach § 32 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes und die bundeseinheitliche Gestaltung der 
Lagerstatistik geben allerdings keine Auskunft 
über die untergebrachten, sondern nur über die 
noch nicht untergebrachten Personen. Zieht man 
deren Zahl von der Gesamteinweisung der Perso- 
nen in die Länder ab, so enthält das Ergebnis, wie 
ich namens der Bundesregierung am Ende meiner 
Ausführungen zu Punkt 1 der Großen Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU, DP — Drucksache 72 — 
am 26. Februar 1958 im einzelnen dargelegt habe, 
untrennbar sowohl Personen, die weder in den 
Lagern gemeldet, noch endgültig untergebracht 
sind, als auch die Zahl der von den Ländern un- 
mittelbar oder auf dem Tauschwege mit Wohnraum 
versorgten Personen. Allein diese letztere Größe 
kommt aber als Maßstab für die Erfüllung der end- 
gültigen Unterbringungsverpflichtung der Länder 
in Betracht. 

Der Forderung nach einer bundeseinheitlichen Sta- 
tistik für die in den Durchsgangslagern und Not- 
unterkünften untergebrachten SBZ-Zuwanderer und 
Aussiedler entsprechend sind die Länder mit Rund- 
schreiben des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte vom 15. April 
1958 gebeten worden, monatlich nach einem ein- 
heitlichen Meldeschema zu berichten. Das geschieht 
seit Monat Mai 1958. Die Länder haben darüber 
hinaus ebenfalls auf entsprechende Vorstellungen 
des Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte einmalig, und zwar weiter- 
gehender als dies bei den monatlichen Meldungen 
verlangt werden kann, nach dem Stand vom 
30. Juni 1958 berichtet. Nach diesen Berichtsmel- 
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düngen stellt sich die Lagersituation (nur Durch- 
gangslager einschließlich Notunterkünfte für SBZ- 
Zuwanderer und Aussiedler, also ohne Notauf- 
nahme- und Grenzdurchgangslager) per 30. Juni 
1958 wie folgt dar: 

Die Gesamtzahl der Durchgangslager (einschließ- 
lich Notunterkünfte-Ost) beträgt 1223, die Zahl der 
Plätze in diesen Lagern 175 374. In diesen Lagern 
sind 127 489 SBZ-Zuwanderer und 81 588 Aussied- 
ler, zusammen also 209 077 SBZ-Zuwanderer und 
Aussiedler untergebracht, von denen 54 840 
aus dem Lager beurlaubt sind. Weitere 3758 
SBZ-Zuwanderer und Aussiedler sind in ande- 
ren Lagern, vornehmlich in sogenannten Wohn- 
lagern (für Altflüchtlinge) untergebracht. Die Ge- 
samtzahl der in Lagern untergebrachten SBZ- 
Zuwanderer und Aussiedler beträgt danach rd. 
10 000 mehr als am 31. Dezember 1957, nämlich 
212 835, von denen 128 568 SBZ-Zuwanderer und 
84 267 Aussiedler sind. Die Anzahl der Haushal- 
tungen dieser insgesamt 212 835 SBZ-Zuwanderer 
und Aussiedler beträgt 75 529, die durchschnittliche 
Haushaltsgröße also rd. 3 Personen. Von den 
75 529 Haushaltungen sind 23 730 Haushalte mit 
1 Person, 21 086 Haushalte mit 4 und mehr Perso- 
nen. 21 316 der insgesamt in Lagern untergebrach- 
ten SBZ-Zuwanderer und Aussiedler stehen in Ar- 
beit, 8267 befinden sich seit 3 und mehr Jahren in 
einem Lager, also 441 Personen mehr als am 
31. Dezember 1957. Ich darf mich in diesem Zu- 
sammenhang auf meine vor dem Hohen Hause am 
26. Februar 1958 zur Großen Anfrage — Druck- 
sache 72 — abgegebenen Erklärungen, insbeson- 
dere auf Punkt 3 e) zur Frage 2 beziehen. 

Die im Herbst 1956 durchgeführte Wohnungserhe- 
bung ergab, daß damals rd. 257 000 SBZ-Zuwan- 
dererhaushalte (Mehr- und Einpersonenwohnpar- 
teien) ohne eigene Wohnung waren, d. h. entweder 
als Untermieter in Normalwohnungen oder aber 
außerhalb Normalwohnungen, z. B. in Lagern, Ba- 
racken und anderen Notunterkünften leben muß- 
ten. Der Aussagewert dieser Zahl ist allerdings für 
die behandelte Zielsetzung nicht groß, einmal we- 
gen des ziemlich weit zurückliegenden Stichtages, 
zum anderen deshalb, weil nicht zwischen den vor 
dem 1. Februar 1953 und den nachher Zugewan- 
derten unterschieden wird, zu deren Gunsten allein 
Wohnungsbaumittel des Bundes bereitgestellt wur- 
den. Ebenfalls wurden Aussiedler nicht erfaßt. 

Ich komme nunmehr zurück auf die Zahl der end- 
gültig untergebrachten Personen, nach welcher in 
dem Bundestagsbeschluß — - Umdruck 14 — gefragt 
wird. Hierüber erstatten mir die Länder halbjähr- 
lich Bericht. 

Vergleicht man diese Angaben mit der vierfachen 
Zahl der zum gleichen Stichtag bezugsfertigen Woh- 
nungen, so folgt daraus zunächst der zahlenmäßige 
Nachweis, ob eine den verbauten Sondermitteln 
entsprechende Zahl von Zuwanderern und Aussied- 
lern endgültig untergebracht wurde. 

Am 30. Juni 1958 waren im Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin von den mit Sondermitteln des 
Bundes zu fördernden Wohnungen insgesamt 
124 322 Einheiten (ohne Saarland) bezugsfertig. Ge- 


mäß der Auflage, daß in diesen Wohnungen bzw. 
mit ihrer Hilfe jeweils 4 Personen zumutbar unter- 
zubringen sind, mußte sich zum gleichen Zeitpunkt 
die Gesamtzahl der untergebrachten Zuwanderer 
und Aussiedler auf mindestens 497 288 Personen 
belaufen. Von ihnen wurden in den gebundenen 
Wohnungen 296 022 Personen untergebracht, in an- 
deren (Tausch-)Wohnungen also rd. 201 266. Die 
effektive Wohnraumversorgung erstreckte sich je- 
doch nach den Meldungen der Länder auf 619 035 
berücksichtigungsfähige Personen, so daß weitere 
121 907 Personen bereits vor der Fertigstellung der 
für sie vorgesehenen Wohnungen tauschweise 
untergebracht werden konnten. Insgesamt waren 
demnach vermittels des Wohnungstausches rd. 
323 000 Personen endgültig untergebracht. 

Was nun die Zumutbarkeit der Tauschwohnungen 
betrifft, so haben nach den mir vorliegenden Stel- 
lungnahmen die Länder verhältnismäßig strenge 
Vorschriften über die Prüfung und Anerkennung 
erlassen. Die Einhaltung dieser Vorschriften wird 
in allen Ländern mit Ausnahme der Stadtstaaten 
Berlin, Bremen und Hamburg durch laufende oder 
gelegentliche Prüfungen überwacht, die von den 
mittleren oder oberen bzw. obersten Verwaltungs- 
behörden, zum Teil auch von den Rechnungsprü- 
fungsbehörden durchgeführt werden. In den Län- 
dern Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen sind 
dabei auch die in Betracht kommenden Geschädig- 
tenorganisationen oder die aus Vertretern dieser 
Organisationen bestehenden Beiräte beteiligt. 

Auf Grund der von mir in der Minister-Konferenz 
am 24. April 1958 gegebenen Anregung und der 
wiederholten schriftlichen Bitte vom 23. Mai 
1958 haben alle Länder angekündigt, daß sie mein 
Haus zur Teilnahme an Stichproben hinsichtlich der 
Zumutbarkeit von Tauschwohnungen einladen wer- 
den, und sich mit der Ausdehnung dieser Einladun- 
gen auf das Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgescljädigte einverstanden 
erklärt. Dies gilt auch für die Stadtstaaten, die aus 
dem vorliegenden Anlaß die Einführung gelegent- 
licher Kontrollen ebenfalls vorgesehen haben. 

Zu einer Verwirklichung dieser Pläne, deren volle 
Durchführung sich wegen der damit verbundenen 
zeitlichen Inanspruchnahme des Personals der ober- 
sten Bundesbehörden zwangsläufig über einen län- 
geren Zeitraum hinziehen wird, ist es bislang nur 
im Lande Hessen gekommen, wo im Zuge laufender 
Überprüfungen am 10. und 11. September 1958 eine 
stichprobenweise Kontrolle durch das Hessische 
Innenministerium im Beisein je eines Vertreters 
meines Hauses und des Bundesministeriums für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte vor- 
genommen worden ist. Die Einzelfälle, auf die sich 
die Untersuchung erstreckte, sind erst an Ort und 
Stelle von den beiden Vertretern der Bundesbehör- 
den aus den von den Kreisbehörden vorgelegten 
Listen ausgewählt worden. Sie gaben keinen An- 
laß zu Beanstandungen und führten zu der Fest- 
stellung, daß die in Tauschwohnungen eingewiese- 
nen Familien auch im Vergleich zur einheimischen 
Bevölkerung durchaus angemessen untergebracht 
sind und dies auch selbst anerkennen. 
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Der an sich bedingte Aussagewerte der Stichproben 
soll durch Fortsetzung, Verbreiterung und Verfei- ; 
nerung dieses Verfahrens an Bedeutung gewinnen. 

In Punkt 1 Buchstabe c wird die Bundesregierung 
ersucht, im Einvernehmen mit den Ländern die 
Verwendung von Ersparnissen aus pauschalierter 
Kriegsfolgenhilfe zum Wohnungsbau für Kriegs- 
folgenhilfeempfänger zu erreichen. Diesem Problem 
hat in der Ministerbesprechung vom 24. April 1958 
der Herr Vertreter des Bundesministers des Innern 
Stellung genommen und den Ländern dabei den 
Standpunkt der Bundesregierung, den ich bereits 
am 26. Februar 1958 dargelegt habe und der mit 
dem Bundestagsbeschluß vom gleichen Tage auf 
einer Ebene liegt, nochmals erläutert. Meine den 
Wiederaufbauministern bei dieser Gelegenheit un- 
terbreitete Anregung, wegen der Verwendung von 
Ersparnissen aus dem Kriegsifolgenhilfe-Pauschale 
zum Wohnungsbau für Kriegsfolgenhilfeempfänger 
mit den Finanzministern ihrer Länder in Verbin- 
dung zu treten, wurde durch eine schriftliche Um- 
frage vom 23. Mai 1958 ergänzt, die zu folgenden 
Ergebnissen führte: 

In Baden-Württemberg werden die Mittel zur teil- 
weisen Abdeckung der Landesbeteiligung am Woh- 
nungsbau für Zuwanderer und Aussiedler verwen- 
det. Außerdem wurden diese Mittel zur Vorfinan- 
zierung der vom Bund erwarteten Aufstockungen 
vorgesehen. — In Bayern wurden seit 1955 
14,8 Mio DM aus dem Pauschale für den Wohnungs- i 
bau zur Wohnlagerräumung bereitgestellt, womit 
eine weitgehende Auflösung der Altvertriebenen- i 
lager gelang. Für die Zukunft ist allerdings mit 
Ersparnissen wegen der Erhöhung der bayerischen 
Aufnahmequote für Zuwanderer und Aussiedler 
und der damit verbundenen starken Steigerung der 
Fürsorgekosten nicht mehr zu rechnen. — Nach 
Auskunft des Landes Bremen konnten Ersparsnisse 
aus Kriegsfolgenhilfemitteln nicht für den Woh- 
nungsbau zugunsten von Zuwanderern und Aus- 
siedlern eingesetzt werden. — Hamburg teilte mit, 
daß Ersparnisse aus der Kriegsfolgenhilfe nicht ge- 
macht worden seien. — In Niedersachsen werden 
nur geringe Mittel erspart, die für den Wohnungs- 
bau zur allgemeinen Wohnlagerräumung eingesetzt 
werden. — Nordrhein-Westfalen hat im Vorjahr 
(1957) 10 Mio DM aus Kriegsfolgenhilfeersparnis- 
sen zur Vorfinanzierung der erwarteten Aufstok- 
kungen der Bundesmittel dem Flüchtlingswohnungs- 
bau zugeführt; die zukünftig eingehenden Pausch- 
Beträge sind jedoch jetzt schon auf Jahre hinaus 
durch die Erstellung von Landes- und Gemeindela- 
gern in Anspruch genommen, so daß Ersparnisse 
nicht mehr eintreten werden. Desgleichen wird in 
Rheinland-Pfalz nicht mit Ersparnissen gerechnet, 
während Schleswig-Holstein die ersparten Kriegs- 
folgenhilfemittel laufend für den Wohnungsbau zu- 
gunsten von Wohnlagerinsassen verwendet. — Ber- 
lin endlich macht die Verwendung von Ersparnissen 
aus der Kriegsfolgenhilfe abhängig von einer zu- 
sätzlichen, ausreichenden Erleichterung der Berliner 
Finanzierungssituation durch den Bund. Bei der 
augenblicklichen Lage Berlins müßten die Erspar- 
nisse zum Ausgleich des allgemeinen Fehlbedarfs 
Verwendung finden. 


Hiernach kann als Ergebnis der von mir angereg- 
ten Bemühungen der Wiederaufbauminister der 
Länder festgestellt werden, daß in der Mehrzahl 
derjenigen Fälle, in denen Ersparnisse überhaupt 
erzielt wurden oder werden, der Wohnungsbau für 
Kriegsfolgenhilfeempfänger aus diesen Mitteln 
finanziert wurde und ggfs, auch noch weiterhin 
finanziert werden wird. 

Zu Punkt 2 des Beschlusses 

Nach Buchstabe a wird die Bundesregierung er- 
sucht, darauf hinzuwirken, daß Provisorien unter 
allen Umständen vermieden werden und möglichst 
viele Eigentumsmaßnahmen durch Auswertung von 
Tauschmöglichkeiten für langjährige Wohnung- 
suchende zur Durchführung gelangen. 

Die Antwort vom 26. Februar 1958 hat hervorge- 
hoben, daß die Bundesregierung nicht nur auf die 
Vermeidung technischer Provisiorien größten Wert 
legt, sondern auch eine vorübergehende Doppel- 
belegung technisch ausreichend ausgestatteter Woh- 
nungen auf das unbedingt notwendige Maß be- 
schränkt zu sehen wünscht. Aus diesen Ausfüh- 
rungen ist Ihnen weiter bekannt, daß in den 
Hauptaufnahmeländern Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg die vorübergehende Doppel- 
belegung von im SBZ-Programm erstellten Woh- 
nungen notwendig geworden ist. Die Verhandlun- 
gen mit diesen beiden Ländern haben ergeben, daß 
die Auffassung der Bundesregierung auch ihren 
eigenen Bestrebungen entspricht, und daß alle An- 
strengungen unternommen werden, um die Zuwan- 
derer und Aussiedler so schnell wie möglich end- 
gültig und zumutbar unterzubringen. 

Was das Land Baden-Württemberg betrifft, so 
wurden dessen Bemühungen um eine Beschleuni- 
gung des Wohnungsbaues für die genannten Perso- 
nenkreise und dadurch um die Einschränkung wei- 
terer Doppelbelegungen durch die schon oben er- 
wähnte zusätzliche Bereitstellung von 104 Mio DM 
aus den Bindungsermächtigungen des Bundeshaus- 
haltsplans 1958 unterstützt, die zur sofortigen Ver- 
planung und Bewilligung freigegeben sind. 

Als Ergebnis der mit dem Land Nordrhein-West- 
falen geführten Verhandlungen hat mir der Herr 
Minister für Wiederaufbau dieses Landes nicht nur 
seine übereinstimung mit den Grundsätzen ver- 
sichert, um deren Beachtung bei der Verwendung 
von Bundesmitteln zum Bau von lagermäßig zu 
nutzenden Wohnungen ich gebeten hatte, sondern 
auch mitgeteilt, daß das in Rede stehende Pro- 
gramm infolge des erfreulich raschen Ansteigens 
der Bewilligungen im SBZ-Wohnungsbau bisher 
schon um über 3000 Wohnungen (auf weniger als 
7000 Wohnungen) verkürzt worden ist und vor- 
aussichtlich noch weiter vermindert werden kann. 
Darüber hinaus hat er betont, daß die Wieder- 
holung einer solchen Maßnahme von ihm nicht be- 
absichtigt sei. 

Im übrigen wird bei jeder Bereitstellung öffentlicher 
Mittel für Zuwanderer und Aussiedler wiederholt, 
daß sie den Bedingungen des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes unterliegen und nur für Wohnungen 
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des sozialen Wohnungsbaues verwendet werden 
dürfen. Wenn trotzdem der Not gehorchend in eini- 
gen Ländern zur sofortigen Aufnahme und vorüber- 
gehenden Unterbringung der Zuwanderer und Aus- 
siedler Baracken errichtet werden, so geschieht das 
nicht aus für den Wohnungsbau gebundenen Bun- 
desmitteln und nicht als Ersatz für den echten 
sozialen Wohnungsbau zur endgültigen Unterbrin- 
gung dieser Personen. 

Auf der Ministerkonferenz am 24. April 1958 habe 
ich nachdrücklich meine Bitte wiederholt, nament- 
lich durch möglichst weitgehende Anwendung des 
Tausch Verfahrens die Eigentumsbildung verstärkt 
zu fördern. Damit wurde die Aufmerksamkeit der 
Länder nochmals auf die Zulässigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der Unterbringung von Zuwanderern und 
Aussiedlern in Tauschwohnungen, d. h. in zumut- 
baren Ersatzwohnungen, gelenkt, auf die im übri- 
gen in allen Verteilungsrundschreiben hingewiesen 
ist und die sowohl wegen des billigeren Mietpreises 
als auch wegen der schnelleren Wohnraumversor- 
gung im eigenen Interesse der begünstigten Perso- 
nenkreise, insbesondere der langjährig Wohnung- 
suchenden liegt. Soweit die geförderten Wohnun- 
gen zur tauschweisen Vergabe vorgesehen sind, 
also der ansässigen Bevölkerung zugeteilt werden 
können, stehen dem Bau dieser Wohnungen als Fa- 
milienheime nicht mehr die besonderen Verhält- 
nisse der Eingewiesenen im Wege. 

Da der Wohnungstausch nach den Mitteilungen 
der Länder verhältnismäßig stark zur Anwendung 
kommt, werden von mir Maßnahmen erwogen, die 
mit dieser Methode mögliche Ausdehnung der 
Eigentumsbildung auch tatsächlich durchzusetzen. 

Meine Bemühungen um Erfassung des Umfangs der 
Eigentumsbildung der Eingewiesenen selbst mit den 
Mitteln der laufenden Erhebungen konnten leider 
keine brauchbare Erkenntnis vermitteln. Daher habe 
ich die Länder in Wiederholung meiner Anregun- 
gen auf der Minister-Konferenz vom 24. April 1958 
nochmals schriftlich gebeten, die im Zuge des Woh- 
nungsbaues für Zuwanderer und Aussiedler geför- 
derten Eigentumsmaßnahmen in die laufende Be- 
richterstattung über die Durchführung der Pro- 
gramme aufzunehmen. Die Länder haben fast alle 
dieser Bitte entsprochen. 

Nach Buchstabe b des Punktes 2 wird die Bundes- 
regierung ersucht, auf möglichst weitgehende Durch- 
führung der in Gesetzgebung und Abkommen vor- 
gesehenen Maßnahmen zur Baulandbeschaffung , Er- 
schließung und Raumordnung hinzuwirken. 

Ich habe auch diesen Punkt in der Ministerbespre- 
chung am 24. April 1958 angeschnitten und dabei 
die Zustimmung der Länder zu meinem Vorschlag 
erhalten, 1,5 Mio DM aus den zur Verteilung an- 
stehenden Sondermitteln im Gesamtumfange von 
866 Mio DM abzuzweigen und zur Zinsverbilligung 
von Kapital- und Geldmarktmitteln zu verwenden, 
die, wie schon oben erwähnt, von der Deutschen 
Bau- und Bodenbank beschafft und zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung des Baulanderwerbes im Rah- 
men des Wohnungsbaues für Zuwanderer und Aus- 
siedler eingesetzt werden sollen. Auch in diesen 


Zusammenhang gehört die den Ländern wiederholt 
nahegelegte Möglichkeit des § 42 Abs. 5 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes. 

Hinsichtlich der Erschließungskosten habe ich die 
Länderminister bereits am 24. April 1958 auf die 
den Gemeinden nach § 89 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes obliegende Verpflichtung der Bauland- 
beschaffung und -erschließung und auf die durch 
§ 90 Abs. 3 des Gesetzes den Ländern gegebenen 
Möglichkeiten der Gewährung von Erschließungs- 
darlehen sowie auf die in Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg bereits 
praktizierten Maßnahmen aufmerksam gemacht. Die 
Frage wurde Mitte Mai im Bundestagsausschuß für 
Wohnungswesen, Bau- und Bodenrecht sowie am 
4. Juni 1958 im Deutschen Bundestag erörtert. Ich 
verweise dazu auf den Schriftlichen Bericht des 
Herrn Abgeordneten Dr. Czaja — zu Drucksache 
398 — . In Übereinstimmung mit diesem Bericht habe 
ich stets den Standpunkt vertreten, daß die Sonder- 
mittel für Zuwanderer und Aussiedler . öffentliche 
Mittel im Sinne des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
sind, so daß also auch daraus Baulanderschließungs- 
darlehen nach § 90 Abs. 3 dieses Gesetzes gewährt 
werden können. In Einzelverhandlungen mit den 
Ländern ist diese Auffassung auch weiterhin ver- 
treten worden. Auch Presse und Rundfunk haben 
sie auf meine Veranlassung zur Kenntnis genom- 
men und verbreitet. Siehe dazu z. B. „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung" vom 29. September 1958 Nr. 225 
Seite 4 Spalte 3: „Flüchtlings Wohnungsbau nicht ge- 
fährdet". Die Sondermittel des Bundes werden so 
reichlich bemessen, daß die Empfehlung der Anwen- 
dung des § 90 Abs. 3 keineswegs eine Zumutung an 
die Länder bedeutet. 

Was endlich die Frage der Raumordnung betrifft, so 
wurde am 26. Februar 1958 ausführlich über die 
verschiedenen von der Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern eingeleiteten Maß- 
nahmen berichtet, die eine gesunde Entwicklung 
vorbereiten und erleichtern sollen. In diesem Zu- 
sammenhang beabsichtigt die Bundesregierung u. a. 
die Richtlinien für den Einsatz der Bundesmittel 
für den sozialen Wohnungsbau 1959 durch den 
Hinweis zu ergänzen, daß der Wohnungsbau außer- 
dem im Zusammenhang mit der Schaffung von 
neuen Orten und von Siedlungen in der Umgebung 
der Ballungsräume sowie im Einzugsgebiet wirt- 
schaftlicher Schwerpunkte besonders am Standort 
der Arbeiterwohnsitzgemeinden zu fördern ist. Der 
Bund ist somit bemüht, auch auf dem Gebiet der 
Raumordnung dem Wunsche des Bundestages ge- 
mäß Beschluß vom 26. Februar 1958 zu entsprechen, 
wenn auch der Zeitraum von etwa einem halben 
Jahr zu kurz ist, als daß über wesentliche Fort- 
schritte auf diesem Gebiet schon jetzt mehr gesagt 
werden könnte. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß all- 
gemein eine wesentliche Erleichterung in der Unter- 
bringung und in der Wohnraumversorgung erreicht 
werden kann, wenn es gelingt, ein einheitliches, 
neuzeitlichen Gesichtspunkten entsprechendes Bau- 
und Bodenrecht zu schaffen. Sie hat deshalb am 
16. April 1958 dem Deutschen Bundestag den Ent- 
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wurf eines Bundesbaugesetzes vorgelegt. Der Ent- 
wurf, der z. Z. in dem federführenden Ausschuß für 
Wohnungswesen, Bau- und Bodenrecht beraten 
wird, enthält Vorschläge, die geeignet sind, den 
Baulandmarkt zu beleben und eine gerechte Preis- 
bildung zu sichern. Ein von mir als dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau einberufener Wissen- 
schaftlicher Beirat für Fragen der Bodenbewertung 


j hat ergänzende Maßnahmen zur Ordnung des Bau- 
! landmarktes vorgeschlagen. Das Gutachten liegt den 
j Mitgliedern des Deutschen Bundestages vor. Seine 
■ Anregungen werden in dem federführenden Aus- 
I schuß beraten. Damit sind entscheidende Grund- 
! lagen für die kommende Gesetzgebungsarbeit ge- 
| geben, um u. a. das Problem der Baulandpreise und 
' damit der Baulandbeschaffung zu lösen. 
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